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(4) Hervorragende Leistungen von Neuerern werden 
durch Auszeichnungen anerkannt. Die Neuerervor­
schläge werden entsprechend ihrer Bedeutung und 
ihrem Nutzen vergütet.

§ 19

(1) Die Ständige Produktionsberatung ist als gewähl­
tes Organ der Betriebsgewerkschaftsorganisalion eine 
Form der Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung 
des Betriebes. Sie hat insbesondere das Recht:

1. über die Perspektive des Betriebes beim weiteren 
umfassenden Aufbau des Sozialismus zu beraten 
und Vorschläge zu unterbreiten, wie mit Hilfe der 
komplexen sozialistischen Rationalisierung die beste 
Variante der wissenschaftlich-technischen Revolu­
tion im Betrieb verwirklicht werden kann;

2. an der Ausarbeitung, Erfüllung und Kontrolle der 
betrieblichen Planaufgaben mitzuwirken;

3. sich für die Verwirklichung der Vorschläge der 
Werktätigen einzusetzen;

4. auf die Verbesserung der Organisation der Arbeit 
Einfluß zu nehmen und die Beseitigung von Män­
geln vom Betriebsleiter zu verlangen.

(2) Der Betriebsleiter ist verpflichtet, die Ständige 
Produktionsberatung zu unterstützen. Er hat auf Er­
suchen der Ständigen Produktionsberatung des Betrie­
bes an ihren Beratungen teilzunehmen.

(3) Die Ständige Produktionsberatung unterbreitet 
ihre Beschlüsse über die Betriebsgewerkschaftsleitung 
dem Betriebsleiter als Empfehlung. Der Betriebsleiter 
hat über die Verwirklichung der Empfehlungen zu be­
richten. Lassen sich Empfehlungen nicht verwirklichen, 
hat er dies vor der Ständigen Produktionsberatung zu 
begründen.“

§ 8
§ 30 des Gesetzbuches der Arbeit erhält folgende Fas­

sung:
„(1) Die im Arbeitsvertrag vereinbarten Bedingungen 

können nur durch schriftlichen Vertrag geändert wer­
den.

(2) Der Betriebsleiter oder sein Beauftragter hat vor 
Abschluß des Änderungsvertrages hiervon die zustän­
dige betriebliche Gewerkschaftsleitung zu verständigen.

(3) Die sich aus den Perspektiv- und Jahresplänen er­
gebenden notwendigen Veränderungen in den Arbeits­
und Lohnbedingungen sind mit den Werktätigen in Än­
derungsverträgen so rechtzeitig zu vereinbaren, daß die 
erforderliche Qualifizierung bis zum Wirksamwerden 
der Veränderungen beendet werden kann. Die Ände­
rungsverträge sind jedoch mindestens 3 Monate vor 
Wirksamwerden der Veränderungen abzuschließen.“

§9
§ 35 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzbuches der Arbeit erhält 

folgende Fassung:
„Zur Kündigung und fristlosen Entlassung von Kämp­
fern gegen den Faschismus oder Verfolgten des Faschis­
mus, Schwerbeschädigten, Tuberkulosekranken und 
-rekonvaleszenten durch den Betrieb ist die vorherige 
schriftliche Zustimmung des Rates des Kreises erfor­
derlich, der für den Betrieb zuständig ist.“

§ 10
Die Überschrift des 4. Kapitels und die §§ 39 bis 46 

und 53 des Gesetzbuches der Arbeit erhalten folgende 
Fassung:

„ L o h n  u n d  P r ä m i e  

Allgemeine Grundsätze
§39

(1) Das materielle Interesse der Werktätigen an einem 
hohen Nutzeffekt der Arbeit wird nach dem Grundsatz 
,Alles, was der Gesellschaft nützt, muß auch für den 
Betrieb und den einzelnen Werktätigen vorteilhaft sein“, 
insbesondere durch den Arbeitslohn und die Prämie 
verwirklicht.

(2) Lohn und Prämie müssen darauf hinwirken, daß 
die Werktätigen hohe Planaufgaben übernehmen und er­
füllen. Die Gestaltung von Lohn und Prämie muß dazu 
beitragen, die Durchführung der wissenschaftlich-tech­
nischen Revolution, insbesondere die Verwirklichung 
der Rationalisierungsmaßnahmen und die Qualifizie­
rung der Werktätigen, zu fördern sowie den volkswirt­
schaftlich zweckmäßigsten Arbeitskräfteeinsatz zu 
unterstützen. Durch eine enge Verbindung von mate­
riellen und moralischen Anreizen ist auf die Heraus­
bildung des sozialistischen Bewußtseins der Werktätigen 
und die sozialistische Gemeinschaftsarbeit einzuwirken.

(3) Für die Arbeit und den Lohn der Werktätigen gilt 
das sozialistische Grundprinzip ,Jeder nach seinen 
Fähigkeiten — jedem nach seiner Leistung“. Der Arbeits­
lohn wird nach dem ökonomischen Gesetz der Vertei­
lung nach der Arbeitsleistung festgesetzt. Er ist die 
Hauptform der persönlichen materiellen Interessiert­
heit und wichtigste Einkommensquelle der Werktätigen. 
Seine Höhe wird durch die erforderliche Qualifikation, 
die Kompliziertheit der Arbeitsaufgaben, die Erfüllung 
der Arbeitsnormen und anderer beeinflußbarer Lei­
stungskennziffern sowie in Abhängigkeit von der ge­
leisteten Arbeitszeit bestimmt.

(4) Prämien werden zusätzlich zum Lohn für die Er­
reichung hoher ökonomischer Ergebnisse des Betriebes 
unter Berücksichtigung des Anteils der Kollektive und 
einzelnen Werktätigen am erreichten Ergebnis sowie 
für hervorragende Einzelleistungen gewährt.

(5) Die Steigerung der Arbeitsproduktivität und die 
Erhöhung des Nutzeffektes der Arbeit ist die Voraus­
setzung für die Entwicklung von Lohn und Prämie.

(6) Neben Lohn und Prämie stellt der sozialistische 
Staat in planmäßig wachsendem Umfang Mittel für die 
Berufsausbildung, die gesundheitliche und soziale Be­
treuung. für Kultur und Sport sowie für andere gesell­
schaftliche Zwecke zur Verfügung. Werktätige mit Kin­
dern erhalten Kindergeld und andere Vergünstigungen.

§40
(1) Jeder Werktätige hat unabhängig von Alter, Ge­

schlecht, Nationalität, Rasse und Religion das Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeitsleistung.

(2) DaS Tarifsystem muß entsprechend den Erforder­
nissen der wissenschaftlich-technischen Revolution so 
entwickelt werden, daß es den wachsenden Anforde­
rungen an die Qualifikation der Werktätigen Rechnung 
trägt und die den volkswirtschaftlichen Erfordernissen 
entsprechende Qualifizierung der Werktätigen fördert.

(3) Die Lohnbedingungen (Lohn- und Gehaltssätze, 
Grundsätze für die Eingruppierung der Arbeitsaufgaben


